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Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 14. Juli 1954 ist von 
der Bundesregierung eingehend geprüft worden. Sie ist dabei zu der 
Ansicht gelangt, daß die in § 2 Abs. 1 der Verordnung über Wermut- 
wein und Kräuterwein vom 20. März 1936 (RGBl. I S. 196) ge- 
nannten Ausnahmen nicht durch Einfügung des vom Bundestag be- 
schlossenen Wortlautes für eine weitere Ausnahme ergänzt werden 
können. 

Dem Beschluß des Bundestages, Aperitifs nur aus deutschen Weinen 
herstellen zu lassen, liegt u. a. die Absicht zu Grunde, den kleinen, 
unselbständigen deutschen Weinen eine bessere Verwertung zu sichern 
und damit den deutschen Weinbau zu fördern. Eine gesetzliche Be- 
stimmung, die die Herstellung von Aperitifs ausschließlich auf der 
Grundlage deutscher Weine vorschreiben würde, würde aber eine 
Diskriminierung ausländischer Weine auf dem deutschen Markt dar- 
stellen und damit gegen die Bestimmungen des Art. III des GATT 
verstoßen. 

Nach Art. HI, Ziff. 1 des GATT dürfen Gesetzesbestimmungen, 
Verwaltungsanordnungen und Vorschriften bezüglich der Verwendung 
von Erzeugnissen auf dem Inlandmarkt sowie Kontrollmaßnahmen 
bezüglich der Verarbeitung und Verwendung bestimmter Erzeugnisse 
nicht zu dem Zweck angewendet werden, die inländische Erzeugung 
zu schützen. Eingeführte Erzeugnisse dürfen gemäß Ziffer 4 a. a.O, 
keinen ungünstigeren Vorschriften betreffend Verwendung auf dem 
inländischen Markt unterliegen als die gleichartigen Erzeugnisse ein- 
heimischen Ursprungs. Auch sollen gemäß Ziffer 5 dieses Artikels 
keine Maßnahmen zur Mengenkontrolle getroffen werden, welche 
bestimmen, daß ein bestimmter Anteil eines Erzeugnisses aus ein- 
heimischen Produktionsquellen stammen muß. 
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Der Art. III gehört zum Teil II des GATT, der mit der Maß- 
gabe gilt, daß die am Stichtag (für die Bundesrepublik 21. April 1951) 
bestehende inländische Gesetzgebung unberührt bleibt. Insoweit 
nach diesem Stichtag neue differenzierende Verordnungen erlassen 
werden, stehen sie im Widerspruch zum GATT. 

Eine entsprechende einschränkende Bestimmung, wie sie für Aperitifs 
vorgeschlagen wird, besteht für die Herstellung von „Deutschem 
Schaumwein”, „Deutschem Weinbrand” und „Deutschem Wermut- 
wein” ebenfalls nicht. 

Nach Auffassung der Bundesregierung wäre es auch nicht zweck- 
mäßig, die Herstellung von Aperitifs von den Vorschriften der 
Verordnung über Wermutwein und Kräuter wein auszunehmen, für 
sie aber eine besondere Herstellungsweise vorzuschreiben. Diese 
Erzeugnisse sind ihrer Natur nach weinhaltige Getränke und könnten 
ohne weiteres in diese Verordnung miteinbezogen werden. Hierzu 
müßte im wesentlichen die Aufzählung derjenigen Stoffe, die zur 
Würzung dieser Getränke nach § 4 der Verordnung verwendet 
werden dürfen, ergänzt werden. Die Bundesregierung beabsichtigt, 
den Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
Wermutwein und Kräuterwein dem Bundesrat zur Zustimmung als- 
bald zuzuleiten. 

Im Zusammenhang damit muß allerdings darauf hingewiesen werden, 
daß durch die Zulassung der Herstellung von Aperitifs auch aus- 
ländische Aperitifs, soweit sie den Vorschriften für die Herstellung 
von deutschen Aperitifs entsprechen, im Bundesgebiet verkehrsfähig 
werden. 

Ein „seitheriges deutsches Herstellungsverfahren”, wie es In dem 
Beschluß des Bundestages erwähnt ist, besteht tatsächlich nicht. 
Nach Feststellung der obersten Landesbehörden haben sich bisher 
etwa 1 1 verschiedene Firmen im Bundesgebiet mit der Herstellung 
von Aperitifs nach verschiedenen Verfahren befaßt. 

Soweit bei diesen Verfahren unter Verwendung von Zucker und 
Reinzuchthefe eine Nachgärung durchgeführt wird, begegnen sie Im 
Hinblick auf das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 8. April 
1922 (RGBl. I S. 405) allein schon unter dem Gesichtspunkt der 
Wahrung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung erheblichen Bedenken. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 



